
BayBG: Art. 107 Auskunft an Beamte und Beamtinnen

Art. 107  Auskunft an Beamte und Beamtinnen 
 
(1) 1Während und nach Beendigung des Beamtenverhältnisses können Beamte und Beamtinnen Auskunft 
aus ihrer Personalakte und aus anderen Akten, die personenbezogene Daten über sie enthalten und für das 
Dienstverhältnis verarbeitet werden, in Form der Einsichtnahme verlangen. 2Im Übrigen bestimmt die 
personalaktenführende Behörde, wie die Auskunft gewährt wird.

(2) Hinterbliebenen des Beamten oder der Beamtin kann Auskunft aus der Personalakte in Form der 
Einsichtnahme gewährt werden, soweit ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird und dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen.

(3) Nicht der Auskunft unterliegen:

1.  Feststellungen über den Gesundheitszustand, soweit zu befürchten ist, dass die betroffene Person bei 
Kenntnis des Befunds weiteren Schaden an der Gesundheit nimmt,

 
2.  Sicherheitsakten,

 
3.  in Form der Einsichtnahme Daten einer betroffenen Person, die mit Daten Dritter oder 
geheimhaltungsbedürftigen nicht personenbezogenen Daten derart verbunden sind, dass ihre Trennung 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand möglich ist.

 
(4) 1Auf Verlangen wird eine vollständige oder teilweise Kopie zur Verfügung gestellt, sofern dies keinen 
unverhältnismäßigen zeitlichen oder personellen Aufwand verursacht. 2Für die Erteilung einer zweiten und 
jeder weiteren Kopie werden Schreibauslagen nach Art. 10 Abs. 2 des Kostengesetzes erhoben.


